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Die deutschen Bischöfe

274 Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst

0. Präambel
1. Die Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und unterein-

ander zu dienen, ist der Auftrag der Kirche1. In lebendigen Gemein-
den und Gemeinschaften bemüht sie sich, weltweit diesem Auftrag
durch die Verkündigung des Evangeliums, die Feier der Eucharistie
und der anderen Sakramente sowie durch den Dienst am Mitmenschen
gerecht zu werden2.

Diese Sendung verbindet alle Glieder im Volk Gottes; sie bemühen
sich, ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Begabung zu entsprechen3.
Diesem Ziel dienen auch die Einrichtungen, die die Kirche unterhält
und anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahr-
nehmen zu können. Wer in ihnen tätig ist, wirkt an der Erfüllung die-
ses Auftrages mit. Alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten, bilden –
unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste und ihrer rechtlichen
Organisation – eine Dienstgemeinschaft.

2. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch das Grundge-
setz die Freiheit garantiert, ihre Angelegenheiten selbständig inner-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu
verwalten4. Die Kirche kann ihre Sendung und ihren Dienst in vielfälti-
gen Formen verwirklichen. Sie ist nicht darauf beschränkt, dafür be-
sondere kircheneigene Gestaltungsformen zu entwickeln, sondern
kann sich auch der jedermann offenstehenden Privatautonomie bedie-
nen, um ein Dienstverhältnis zu begründen und zu regeln5. Deshalb ist
es ihr möglich, neben den ehrenamtlichen auch hauptamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen.

3. Für alle, die im kirchlichen Dienst stehen, trägt die Kirche eine beson-
dere Verantwortung. Aufgrund ihrer Sendung ist die Kirche verpflich-
tet, die Persönlichkeit und Würde der einzelnen Mitarbeiterin und des
einzelnen Mitarbeiters zu achten und zu schützen und das Gebot der
Lohngerechtigkeit zu verwirklichen6. Das kirchliche Arbeitsrecht muß
daher außer den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufgaben
und Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen gerecht werden, wie
sie die katholische Soziallehre für die Arbeits- und Lohnverhältnisse
herausgearbeitet hat7.

Für kirchliche Dienstverhältnisse ergeben sich daraus folgende
Grundsätze:
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I. Eigenart des kirchlichen Dienstes
Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag der Kirche. Dar-
aus ergibt sich, daß alle Gestaltungsformen des kirchlichen Dienstes, auch
die arbeitsrechtlichen Beziehungen zwischen den kirchlichen Anstellungs-
trägern und ihren Beschäftigten, dem religiösen Charakter des kirchlichen
Auftrags entsprechen müssen. In der Einrichtung selbst muß sichtbar und
erfahrbar werden, daß sie sich dem Auftrag Christi verpflichtet und der
Gemeinschaft der Kirche verbunden weiß. Alle Beteiligten, Dienstgeber
sowie leitende und ausführende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, müs-
sen bereit sein, „an der Verwirklichung eines Stückes Auftrag der Kirche
im Geist katholischer Religiosität, im Einklang mit dem Bekenntnis der
katholischen Kirche und in Verbindung mit den Amtsträgern der katholi-
schen Kirche“8 mitzuwirken.

II. Anforderungen an Träger und Leitung kirchlicher Einrichtungen
1. Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Leitung kirchli-

cher Einrichtungen haben sich an der Glaubens- und Sittenlehre und
an der Rechtsordnung der Kirche auszurichten9. Jeder dieser Einrich-
tungen muß sich als Teil der Kirche begreifen. Keine Einrichtung darf
sich ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Autorität „katho-
lisch“ nennen10.

2. Träger und Leitung tragen die Verantwortung für den kirchlichen Cha-
rakter der Einrichtung. Sie haben auch dafür zu sorgen, daß in der Ein-
richtung geeignete Personen tätig sind, die bereit und in der Lage sind,
den kirchlichen Charakter der Einrichtung zu pflegen und zu fördern11.
Nur wenn die religiöse Dimension des kirchlichen Dienstes beachtet
und der kirchliche Charakter der Einrichtung durch alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter bejaht werden, kann die Kirche ihren Dienst an
dem Menschen glaubwürdig erfüllen.

III. Anforderungen der Kirche an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
1. Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhältnisses geht von der

Dienstgemeinschaft aller aus, in der jede Mitarbeiterin und jeder Mit-
arbeiter das kirchliche Selbstverständnis der Einrichtung anerkennt
und dem dienstlichen Handeln zugrunde legt. Das verpflichtet jede
Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und Loyalität,
die der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der übertragenen
Aufgabe gerecht werden. Die Kirche muß deshalb an ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter Anforderungen stellen, die gewährleisten, daß
sie ihren besonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu
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gehören fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der übertra-
genen Aufgaben12 und eine Zustimmung zu den Zielen der Einrich-
tung.

2. Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfüllen kann, muß der
kirchliche Dienstgeber bei der Einstellung darauf achten, daß eine
Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen Dien-
stes bejaht. Er kann pastorale, katechetische und in der Regel erziehe-
rische Aufgaben nur einer Person übertragen, die der katholischen
Kirche angehört.

3.1Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwar-
tet, daß sie die Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre
anerkennen und beachten. Insbesondere im pastoralen, katechetischen
und erzieherischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist das persönliche
Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der katholischen Glaubens-
und Sittenlehre erforderlich. Dies gilt auch für leitende Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.

3.2Von nichtkatholischen und christlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern wird erwartet, daß sie die Wahrheiten und Werte des Evangeli-
ums achten und dazu beitragen, sie in der Einrichtung zur Geltung zu
bringen.

Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen bereit sein,
die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu übertragenden Aufgaben
im Sinne der Kirche zu erfüllen.

3.3Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeindliches Ver-
halten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer persönlichen Lebensführung
und in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche
und der Einrichtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden.

4. Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschäftigungsan-
forderungen nicht mehr, so muß der Dienstgeber durch Beratung ver-
suchen, daß die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf
Dauer beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein solches
klärendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein formeller Verweis oder
eine andere Maßnahme (z. B. Versetzung, Änderungskündigung) ge-
eignet sind, dem Obliegenheitsverstoß zu begegnen. Eine Kündigung
muß als letzte Maßnahme nicht nur arbeitsrechtlich, sondern auch im
Licht der religiösen Dimension der kirchlichen Dienstgemeinschaft ge-
rechtfertigt sein. Die Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung hängt von
den Einzelfallumständen ab, insbesondere vom Ausmaß einer Gefähr-
dung der Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrichtung,
von der Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, der Art der
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Einrichtung, dem Charakter der übertragenen Aufgabe, deren Nähe
zum kirchlichen Verkündigungsauftrag, von der Stellung der Mitarbei-
terin oder des Mitarbeiters in der Einrichtung sowie in der Art und
dem Gewicht der Obliegenheitsverletzung. Vor allem ist zu unterschei-
den, ob eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Lehre der Kirche
bekämpft oder sie anerkennt, aber im konkreten Fall versagt.

IV. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung
ihrer Arbeitsbedingungen

1. In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das verfassungs-
mäßig gewährleistete Recht, ein eigenes Regelungsverfahren zu schaf-
fen, um ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer
Arbeitsverhältnisse zu beteiligen. Das Tarifvertragssystem mit dem zu
seinen Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeitskampf sichert
nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. Tarifverträge kirchlicher
Einrichtungen mit verschiedenen Gewerkschaften sind mit der Einheit
des kirchlichen Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung wider-
sprechen den Grunderfordernissen des kirchlichen Dienstes. Für die
Einrichtungen der Glaubensverkündigung und die Werke der Näch-
stenliebe gäbe daher die Kirche ihren Sendungsauftrag preis, wenn sie
ihren Dienst den Funktionsvoraussetzungen des Tarifvertragssystems
unterordnen würde.

2. Die Dienstgemeinschaft als das maßgebende Strukturelement des
kirchlichen Dienstes gebietet es, daß unterschiedliche Interessen bei
Dienstgebern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unter Beachtung
des Grundkonsenses aller über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen
werden. Diesem Zweck dient es, daß die Kirche mit paritätisch besetz-
ten Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes (KODA)
einen eigenen Weg zur Regelung der Vergütung und anderen Arbeits-
bedingungen geht. Die Kompetenz der arbeitsrechtlichen Kommission
eröffnet die Möglichkeit, daß jeder Interessenkonflikt Gegenstand ei-
ner Schlichtung sein kann. Dabei bleibt die Hirtenaufgabe des Bischofs
unberührt, die umfassende Verantwortung für alle ihm anvertrauten
Gläubigen wahrzunehmen. Das durch die Kirche geschaffene Arbeits-
rechts-Regelungsrecht (KODA-Ordnungen) sichert und fördert die
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung
ihrer Arbeitsbedingungen. Es leistet damit zugleich einen Beitrag für
die vom Kirchen-Verständnis getragene Dienstgemeinschaft.

V. Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung
Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche für den ihr zugeordneten Be-
reich, „ob und in welcher Weise die Arbeitnehmer und ihre Vertretungs-
organe in Angelegenheiten des Betriebs, die ihre Interessen berühren,
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mitwirken und mitbestimmen“13. Die Mitbestimmung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ist geboten, weil sie den Dienst der Kirche verant-
wortlich mitgestalten. Die Verwirklichung der Mitbestimmung kann nicht
von der Verfaßtheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen
Dienstverfassung getrennt werden. Hierzu wurde auf Grund des kirchli-
chen Selbstbestimmungsrecht die Ordnung für Mitarbeitervertretungen
erlassen. Damit füllen die Kirchen den vom Staat zu selbstbestimmter Ge-
staltung anerkannten Regelungsraum auch zur Wahrung einer Konkor-
danz mit der staatlichen Arbeitsrechtsordnung aus.

Zwar entscheiden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter selbst darüber, ob
eine Mitarbeitervertretung gebildet wird; der Dienstgeber hat aber im
Rahmen der geltenden Regelung daran mitzuwirken und etwaige Hinder-
nisse zu beseitigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mitarbeiterver-
tretung übernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben anbieten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen die Möglich-
keit des Mitarbeitervertretungsrechts nutzen, ihre Rechte und Interessen,
ihre Anliegen und Sorgen in der vorgesehenen Weise zur Geltung zu brin-
gen. Der Dienstgeber darf sie hieran nicht hindern.

Der kircheneigene Weg im Mitarbeitervertretungsrecht schließt schon im
Hinblick auf die kirchliche Soziallehre eine gleichwertige soziale Verant-
wortung ein. Gleichwohl erfordert dieser Weg Unterschiede zum weltli-
chen Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht. Sie haben ihren
Grund in der Sendung der Kirche.

VI. Koalitionsfreiheit kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes können
sich in Ausübung der Koalitionsfreiheit als kirchliche Arbeitnehmer zur
Beeinflussung der Gestaltung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in
Vereinigungen (Koalitionen) zusammenschließen, diesen beitreten und
sich in ihnen betätigen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berech-
tigt, innerhalb ihrer Einrichtung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu
werben, über deren Aufgaben und Tätigkeit zu informieren sowie Koaliti-
onsmitglieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit entbindet sie aber nicht
von der Pflicht, ihre Arbeit als Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten.

Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muß eine Vereinigung
dessen Eigenart und die sich daraus für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ergebenden Loyalitätsobliegenheiten anerkennen. Vereinigungen,
die diesen Anforderungen gerecht werden, können die ihnen angehören-
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zulässigen Koalitionsbetäti-
gung in der Einrichtung unterstützen. Dabei haben sie und die ihnen an-
gehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf zu achten, daß die
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Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter einem geistlich-religiösen Auf-
trag steht. Sie müssen das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der
Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren.

VII. Gerichtlicher Rechtsschutz
Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die staatlichen Arbeits-
gerichte für den gerichtlichen Rechtsschutz zuständig. Für Rechtsstreitig-
keiten auf den Gebieten der kirchlichen Ordnungen für ein Arbeitsver-
trags- und des Mitarbeitervertretungsrecht werden für den gerichtlichen
Rechtsschutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet.

VIII. Gemeinsame Verantwortung
1. Bei ihrer Entscheidung für ein kircheneigenes Dienst- und Arbeits-

recht hat sich die Kirche davon leiten lassen, „daß das Grundgesetz der
menschlichen Vervollkommnung und deshalb auch der Umwandlung
der Welt, das neue Gebot der Liebe ist, … daß allen Menschen der
Weg der Liebe offensteht und der Versuch, eine umfassende Brüder-
lichkeit herzustellen, nicht vergeblich ist“14. Wenn die erzieherische,
caritativen, missionarischen und sozialen Einrichtungen von diesem
Glauben durchdrungen sind, bringen sie den Auftrag der Kirche in der
Welt von heute für alle Menschen verständlich zum Ausdruck15.

2. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel und Struktur
des kirchlichen Dienstes und ihre eigene Aufgabe darin besser erken-
nen können, kommt ihrer Aus- und Fortbildung große Bedeutung zu.
Sie müssen bereits in der Ausbildungsphase mit den funktionalen Er-
fordernissen, aber genauso mit den ethischen und religiösen Aspekten
ihres Dienstes vertraut gemacht werden.

Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbildung muß auch
für Fragen des Glaubens und der Wertorientierung sowie für die Be-
wältigung der spezifischen Belastungen der einzelnen Dienste in ange-
messener Weise Raum geschaffen werden. Nur in einem Klima wech-
selseitigen Respekts und Vertrauens kann sich eine Spiritualität ent-
wickeln, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrem Einsatz
trägt, den Menschen dient und die Kirche als ganze bereichert16.

3. Zum kirchlichen Dienst gehören auch solche Gläubige, die auf Dauer
oder auf Zeit ehrenamtlich ohne Entgelt besondere Aufgaben in der
Kirche erfüllen, um durch dieses Apostolat mitzuhelfen, daß die Kir-
che ihre Aufgaben erfüllen kann. Sie geben mit ihrem Einsatz eine Er-
mutigung, sie stützen und bestärken die anderen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Sie tragen dazu bei, daß im Alltag der kirchlichen Dienste
die missionarische Kraft nicht erlahmt. Daher werden auch sie in die
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Weiterbildung über Fragen ihres Dienstes und des Glaubens sowie bei
Hilfen der Lebensführung einbezogen. Die hauptberuflich Tätigen sol-
len dafür gewonnen werden, über ihren beruflichen Dienst hinaus bei
der Verwirklichung der Aufgaben der Kirche aus freien Stücken mit-
zuarbeiten.

Fulda, 22. September 1993

Für das Bistum Speyer

Bischof von Speyer

275 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher
Arbeitsverhältnisse

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in der Bundesrepublik Deutschland er-
lassen, jeweils für ihren Bereich,

– in Verantwortung für den Auftrag der Kirche, der Berufung aller Men-
schen zur Gemeinschaft mit Gott und untereinander zu dienen,

– in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz garantierten
Freiheit, ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des
für alle geltenden Gesetzes zu ordnen,

– zur Sicherung der Glaubwürdigkeit der Einrichtungen, die die Kirche
unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam
wahrnehmen zu können,

– in Erfüllung ihrer Pflicht, daß das kirchliche Arbeitsrecht außer den Er-
fordernissen, die durch die kirchlichen Aufgaben und Ziele gegeben
sind, auch den Grundnormen gerecht werden muß, wie sie die katholi-
sche Soziallehre für die Arbeits- und Lohnverhältnisse herausgearbeitet
hat,

die folgende

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher
Arbeitsverhältnisse

Artikel 1
Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes
Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen tragen durch
ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsrechtliche Stellung gemeinsam

– 660 –



dazu bei, daß die Einrichtung ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche
erfüllen kann (Dienstgemeinschaft). Alle Beteiligten, Dienstgeber sowie
leitende und ausführende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, müssen aner-
kennen und ihrem Handeln zugrunde legen, daß Zielsetzung und Tätig-
keit, Organisationsstruktur und Leitung der Einrichtung, für die sie tätig
sind, sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der
katholischen Kirche auszurichten haben.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1) Diese Grundordnung gilt für Arbeitsverhältnisse von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern bei den Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen
selbständig geführten Stellen – nachfolgend als Einrichtung(en) bezeich-
net –
a) der Diözesen,
b) der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,
c) der Verbände von Kirchengemeinden
d) der Diözesancaritasverbände und deren Gliederungen, soweit sie öf-

fentliche juristische Personen des kanonischen Rechts sind,
e) der sonstigen öffentlichen juristischen Personen des kanonischen

Rechts.

(2) Diese Grundordnung ist auch anzuwenden im Bereich der sonstigen
kirchlichen Rechtsträger und ihrer Einrichtungen, unbeschadet ihrer
Rechtsform, sowie des Verbandes der Diözesen Deutschlands und des
Deutschen Caritasverbandes. Die vorgenannten Rechtsträger sind gehal-
ten, die Grundordnung für ihren Bereich rechtsverbindlich zu überneh-
men.

(3) Unter diese Ordnung fallen nicht Mitarbeiter, die auf Grund eines
Klerikerdienstverhältnisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig sind.

Artikel 3
Begründung des Arbeitsverhältnisses

(1) Der kirchliche Dienstgeber muß bei der Einstellung darauf achten,
daß eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen
Dienstes bejahen. Er muß auch prüfen, ob die Bewerberin und der Be-
werber geeignet und befähigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu erfül-
len, daß sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der übertra-
genen Funktion gerecht werden.

(2) Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale, katechetische sowie in der
Regel erzieherische und leitende Aufgaben nur einer Person übertragen,
die der katholischen Kirche angehört.
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(3) Der kirchliche Dienstgeber muß bei allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern durch Festlegung der entsprechenden Anforderungen sicherstel-
len, daß sie ihren besonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu
gehören fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der übertragenen
Aufgaben und eine Zustimmung zu den Zielen der Einrichtung.

(4) Für keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kirchenfeindlich
betätigt oder aus der katholischen Kirche ausgetreten ist.

(5) Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschluß des Arbeitsvertrages
durch Befragung und Aufklärung der Bewerberinnen und Bewerber si-
cherzustellen, daß sie die für sie nach dem Arbeitsvertrag geltenden Loya-
litätsobliegenheiten (Art. 4) erfüllen.

Artikel 4
Loyalitätsobliegenheiten

(1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwar-
tet, daß sie die Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre
anerkennen und beachten. Insbesondere im pastoralen, katechetischen
und erzieherischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist das persönliche Lebens-
zeugnis im Sinne der Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sitten-
lehre erforderlich. Dies gilt auch für leitende Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

(2) Von nichtkatholischen christlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
wird erwartet, daß sie die Wahrheiten und Werte des Evangeliums achten
und dazu beitragen, sie in der Einrichtung zur Geltung zu bringen.

(3) Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen bereit sein,
die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu übertragenden Aufgaben im
Sinne der Kirche zu erfüllen.

(4) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeindliches Ver-
halten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer persönlichen Lebensführung und
in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der
Einrichtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden.

Artikel 5
Verstöße gegen die Loyalitätsobliegenheiten

(1) Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschäftigungsan-
forderungen nicht mehr, so muß der Dienstgeber durch Beratung versu-
chen, daß die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf
Dauer beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein solches
klärendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein formeller Verweis oder
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eine andere Maßnahme (z.B. Versetzung, Änderungskündigung) geeignet
sind, dem Obliegenheitsverstoß zu begegnen. Als letzte Maßnahme
kommt eine Kündigung in Betracht.

(2) Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen sieht die Kirche
insbesondere folgende Loyalitätsverstöße als schwerwiegend an:

– Verletzungen der gemäß Art. 3 und 4 von einer Mitarbeiterin oder ei-
nem Mitarbeiter zu erfüllenden Obliegenheiten, insbesondere Kirchen-
austritt, öffentliches Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholi-
schen Kirche (z. B. hinsichtlich der Abtreibung) und schwerwiegende
persönliche sittliche Verfehlungen.

– Abschluß einer nach dem Glaubensverständnis und der Rechtsordnung
der Kirche ungültigen Ehe,

– Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Distanzierung von der
katholischen Kirche anzusehen sind, vor allem Abfall vom Glauben
(Apostasie oder Häresie gemäß can. 1364 § 1 i. V. mit can. 751 CIC),
Verunehrung der heiligen Eucharistie (can. 1367 CIC), öffentliche
Gotteslästerung und Hervorrufen von Haß und Verachtung gegen Reli-
gion und Kirche (can. 1369 CIC), Straftaten gegen die kirchlichen Au-
toritäten und die Freiheit der Kirche (insbesondere gemäß den cc. 1373,
1374 CIC).

(3) Ein nach Abs. 2 generell als Kündigungsgrund in Betracht kommendes
Verhalten schließt die Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung aus, wenn
es begangen wird von pastoral, katechetisch oder leitend tätigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die
aufgrund einer Missio canonica tätig sind. Von einer Kündigung kann aus-
nahmsweise abgesehen werden, wenn schwerwiegende Gründe des Ein-
zelfalles diese als unangemessen erscheinen lassen.

(4) Wird eine Weiterbeschäftigung nicht bereits nach Abs. 3 ausgeschlos-
sen, so hängt im übrigen die Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung von
den Einzelumständen ab, insbesondere vom Ausmaß einer Gefährdung
der Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrichtung, von der Be-
lastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, der Art der Einrichtung, dem
Charakter der übertragenen Aufgabe, deren Nähe zum kirchlichen Ver-
kündigungsauftrag, von der Stellung der Mitarbeiterin oder des Mitarbei-
ters in der Einrichtung sowie von der Art und dem Gewicht der Obliegen-
heitsverletzung. Dabei ist auch zu berücksichtigen, ob eine Mitarbeiterin
oder ein Mitarbeiter die Lehre der Kirche bekämpft oder sie anerkennt,
aber im konkreten Fall versagt.

(5) Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die aus der katholischen Kirche
austreten, können nicht weiterbeschäftigt werden.
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Im Fall des Abschlusses einer nach dem Glaubensverständnis und der
Rechtsordnung der Kirche ungültigen Ehe scheidet eine Weiterbeschäfti-
gung jedenfalls dann aus, wenn sie unter öffentliches Ärgernis erregenden
oder die Glaubwürdigkeit der Kirche beeinträchtigenden Umständen ge-
schlossen wird (z. B. nach böswilligem Verlassen von Ehepartner und Kin-
dern).

Artikel 6
Koalitionsfreiheit

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes kön-
nen sich in Ausübung ihrer Koalitionsfreiheit als kirchliche Arbeitnehmer
zur Beeinflussung der Gestaltung ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
gen in Vereinigungen (Koalitionen) zusammenschließen, diesen beitreten
und sich in ihnen betätigen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind
berechtigt, innerhalb ihrer Einrichtung für den Beitritt zu diesen Koali-
tionen zu werben, über deren Aufgaben und Tätigkeit zu informieren so-
wie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit entbindet sie
aber nicht von der Pflicht, ihre Arbeit als Beitrag zum Auftrag der Kirche
zu leisten.

(2) Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muß eine Vereini-
gung dessen Eigenart und die sich daraus für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ergebenden Loyalitätsobliegenheiten anerkennen. Vereini-
gungen, die diesen Anforderungen gerecht werden, können die ihnen an-
gehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zulässigen Koaliti-
onsbetätigung in der Einrichtung unterstützen. Dabei haben sie und die
ihnen angehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf zu achten,
daß die Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter einem geistig-religiö-
sen Auftrag steht. Sie müssen das verfassungsmäßige Selbstbestimmungs-
recht der Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes re-
spektieren.

Artikel 7
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
(1) Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhängig beschäftigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei Abschluß und Gestaltung der Arbeitsver-
träge sichert die katholische Kirche durch das ihr verfassungsmäßig ge-
währleistete Recht, ein eigenes Arbeitsrechts-Regelungsverfahren zu
schaffen. Rechtsnormen für den Inhalt der Arbeitsverhältnisse kommen
zustande durch Beschlüsse von Kommissionen, die mit Vertretern der
Dienstgeber und Vertretern der Mitarbeiter paritätisch besetzt sind. Die
Beschlüsse dieser Kommissionen bedürfen der bischöflichen Inkraftset-
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zung für das jeweilige Bistum. Das Nähere, insbesondere die jeweiligen
Zuständigkeiten, regeln die KODA-Ordnungen. Die Kommissionen sind
an diese Grundordnung gebunden.

(2) Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und der Dienstgemein-
schaft als Strukturprinzip des kirchlichen Arbeitsrechts schließen kirchli-
che Dienstgeber keine Tarifverträge mit Gewerkschaften ab. Streik und
Aussperrung scheiden ebenfalls aus.

Artikel 8
Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung

Zur Sicherung ihrer Selbstbestimmung in der Arbeitsorganisation kirchli-
cher Einrichtungen wählen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach
Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung Mitarbeitervertretungen, die an
Entscheidungen des Dienstgebers beteiligt werden. Das Nähere regelt die
jeweils geltende Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO). Die Gremien
der Mitarbeitervertretung sind an diese Grundordnung gebunden.

Artikel 9
Fort- und Weiterbildung

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf berufliche
Fort- und Weiterbildung. Diese umfassen die fachlichen Erfordernisse,
aber genauso die ethischen und religiösen Aspekte des Dienstes. Hierbei
müssen auch Fragen des Glaubens und der Wertorientierung sowie die
Bewältigung der spezifischen Belastungen der einzelnen Dienste ange-
messen berücksichtigt werden.

Artikel 10
Gerichtlicher Rechtsschutz

(1) Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die staatlichen Ar-
beitsgerichte für den gerichtlichen Rechtsschutz zuständig.

(2) Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen Ordnungen
für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeitervertretungsrechts werden für
den gerichtlichen Rechtsschutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet.

(3) Die Richter sind von Weisungen unabhängig und nur an das kirchliche
und staatliche Gesetz und Recht gebunden. Zum Richter kann berufen
werden, wer katholisch ist und nicht durch kirchenbehördliche Entschei-
dung in der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte
behindert ist sowie die Gewähr dafür besitzt, daß er jederzeit für das
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kirchliche Gemeinwohl eintritt. Ferner muß er die zur Rechtsprechung er-
forderliche Qualifikation haben.

Fulda, 22. September 1993

*

Hiermit wird die „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ mit Wirkung zum 1. Januar 1994 in Kraft
gesetzt.

Speyer, den 4. November 1993

Bischof von Speyer
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